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I. Anerkennung der Lieferbeziehungen dem Grunde nach 
Im Urteilsfall ging es um eine inländische Kommanditgesell-
schaft 2), die selbst hergestellte maschinelle Anlagen über eine in 
einem Niedrigsteuerland belegene Kapitalgesellschaft an fremde 
Dritte verkaufte. Der Endabnehmer bezahlte einen Preis von 
160 930 DM pro Stück, während der Zwischengesellschaft nur 
90 000 DM berechnet wurden. Die Gestaltung war nur von einem 
der beiden Gesellschafter initiiert worden. Sie sollte offenbar dazu 
dienen, den ahnungslosen Mitgesellschafter zu übervorteilen. 
Die Finanzverwaltung nahm einen Gestaltungsmißbrauch an und 
erhöhte den Gewinn der KG um den ins Ausland verlagerten 
Gewinn (70 930 DM pro Maschine). Im Gegensatz dazu erkannte 
der BFH die Veräußerung an die Zwischengesellschaft dem 
Grunde nach an, obwohl die Konditionen nicht den unter Fremden 
üblichen Bedingungen entsprachen. Der VIII. Senat konnte sich 
hierbei auf eine Entscheidung des IV. Senats 3) stützen. Dieser 
Senat hatte entschieden, daß eine Personenhandelsgesellschaft 
sogar unentgeltlich für einen Gesellschafter tätig werden könne, 
ohne daß dies zu einer Nichtanerkennung der Leistungsbeziehung 
führen müsse. Leistungen der Gesellschaft an einen Gesellschaf-
ter fallen nämlich nicht unter §15 Abs. 1 Nr. 2 EStG 4 ) . Diese 
Grundsätze müssen erst recht gelten, wenn die Leistung nicht an 
den Gesellschafter selbst, sondern an eine Kapitalgesellschaft 
erfolgt, und zwar auch dann, wenn die Kapitalgesellschaft von 
einem Gesellschafter der liefernden Gesellschaft beherrscht wird. 
II. Anerkennung der Lieferbeziehungen der Höhe nach 
1. Grundsatz 
Die ganz oder teilweise unentgeltliche Lieferung von Waren erfüllt 
den Tatbestand der Entnahme, sofern die Verbilligung bzw. Unent-
geltlichkeit der Wertabgabe nicht betrieblich veranlaßt ist. Der 
Gewinn muß entsprechend den einschlägigen einkommensteuer-
1) BStBl. I11986 S. 17 - DB 1985 S. 2487. 
2) Es handelte sich um eine typische GmbH & Co. KG, bei der die bei-
den Kommanditisten gleichzeitig alleinige Gesellschafter der Komple-
mentär-GmbH waren. 
3) BFH vom 24. 3. 1983, BStBl. II 1983 S. 598 = DB 1983 S. 1685. 
4) Vgl. dazu Biergans, Einkommensteuer und Steuerbilanz, 3. Aufl. Mün-




rechtlichen Vorschriften korrigiert werden 5). Da entnommene Wirt-
schaftsgüter mit dem Teilwert zu bewerten sind (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 
EStG), ergibt sich eine Gewinnerhöhung immer dann, wenn der 
vereinbarte Kaufpreis unter dem Teilwert liegt. 
Der VIII. Senat des BFH hat sich entgegen der bisherigen Recht-
sprechung 6), der einhelligen Meinung im Schrifttum7) und der Auf-
fassung der Finanzverwaltung8) der — soweit ersichtlich — nur 
von Söffing9) vertretenen Ansicht angeschlossen, wonach der 
Teilwert eines aus dem Betriebsvermögen entnommenen selbst 
hergestellten Wirtschaftsgutes des Umlaufvermögens nicht höch-
stens den (fiktiven) Wiederherstellungskosten, sondern dem dar-
überliegenden, auf dem Absatzmarkt des Unternehmens erzielba-
ren Verkaufspreis entsprechen soll. Die Gewinnreaiisierung 
beschränkt sich also nicht auf die Differenz zwischen den in der 
Bilanz aktivierten Herstellungskosten und den kalkulatorischen 
Wiederherstellungskosten der Erzeugnisse, sondern schließt auch 
die nur am Markt, realisierbaren Gewinne ein. Dieser Auffassung 
kann aus folgenden Gründen nicht zugestimmt werden: 
a) Die Entscheidung führt zu einer unterschiedlichen Interpretation des 
Teiiwerts bei Entnahme und Einlage. Für den Fall der Einlage hat der 
BFH 1 0) nämlich bereits entschieden, da8 der Teiiwert nicht dem am 
Absatzmarkt erzielbaren Preis, sondern den Wiederbeschaffungsko-
sten entspricht, weil der gedachte Erwerber nur einen Preis bezahlen 
würde, der ihm die übliche Gewinnspanne beläßt. 
b) Das Urteil verwischt die Unterschiede zwischen gemeinem Wert und 
Teiiwert. Obergrenze des Teilwerts sind die Wiederbeschaffungsko-
sten. Der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach der Beschaffenheit 
des Wirtschaftsgutes bei der Veräußerung erzielbare Preis ist als 
gemeiner Wert definiert. Entnahmen sind nicht mit dem gemeinen 
Wert, sondern mit dem Teilwert zu bewerten. 
Bezüglich der Höhe des Teilwerts hat sich der VIII. Senat zu 
Unrecht auf die frühere Entscheidung des IV. Senats berufen. Da 
es in diesem Urteilsfall um eine Leistungsentnahme ging, mußte 
der IV. Senat zur Frage des Teiiwerts selbst hergestellter Wirt-
schaftsgüter des Umlaufvermögens nicht Stellung nehmen. 
Auch die beiden Urteile aus den fünfziger Jahren bestätigen die 
Auffassung des VIII. Senats nicht. Ganz im Gegenteil ging der BFH 
in beiden Fällen davon aus, daß der Teilwert eines Wirtschaftsgu-
tes den Wiederbeschaffungskosten entspricht, in einem Fal l 1 1) 
wollte der Steuerpflichtige diese Vermutung widerlegen, was ihm 
jedoch nicht gelang, weil die Wiederanschaffungskosten weder am 
Biianzstichtag noch kurze Zeit danach gesunken waren 1 2 ) . Im 
zweiten Fall 1 3) ging es um die Frage,,ob bei der Ermittlung der 
Wiederherstellungskosten eines selbst hergestellten Gebäudes 
auch ein kalkulatorischer Unternehmerlohn einzubeziehen sei. Der 
Höhe nach bezog sich dieser Betrag jedoch nicht auf den üblichen 
Gewinnaufschlag beim Verkauf an fremde Dritte, sondern auf den 
Wert der vom Unternehmer erbrachten Einzelleistungen für die 
Erstellung der Baupläne, die Verhandlungen mit Behörden und 
Kreditgebern sowie die Bauaufsicht. Der kalkulatorische Unter-
nehmerlohn für die Übernahme des Unternehmerrisikos wurde 
nicht in die Wiederherstellungskosten einbezogen. Mindestens um 
diesen Betrag unterscheidet sich der Teilwert vom erzielbaren Ver-
kaufspreis. 
2. Besonderheiten bei Auslandsbeziehungen 
Bei verbilligten Lieferungen ins Ausland führt die Bewertung der 
Entnahme mit den Wiederbeschaffungskosten dazu, daß der Pro-
duktionsgewinn der inländischen Besteuerung entgeht. Dieses 
Problem ist seit langem bekannt. So hatten sowohl die Steuerre-
formkommission 1971 1 4) als auch die Finanzverwaltung1 5) vorge-
schlagen, entnommene Wirtschaftsgüter mit dem gemeinen Wert 
zu bewerten. Der Änderungsvorschlag ist jedoch nicht verwirklicht 
worden. Statt einer Änderung der Entnahmebewertungsvorschrift 
hat der Gesetzgeber mit § 1 AStG eine Möglichkeit geschaffen, 
Gewinnverlagerungen ins Ausland zu verhindern: 
.Werden Einkünfte eines Steuerpflichtigen aus Geschäftsbeziehungen mit 
einer ihm nahestehenden Person dadurch gemindert, daß er im Rahmen 
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solcher Geschäftsbeziehungen zum Ausland Bedingungen vereinbart, die 
von denen abweichen, die voneinander unabhängige Dritte unter gleichen 
oder ähnlichen Verhältnissen vereinbart hätten, so sind seine Einkünfte : 
unbeschadet anderer Vorschriften so anzusetzen, wie sie unter den zwi-
schen unabhängigen Dritten vereinbarten Bedingungen angefallen 
wären." 
Mit Hilfe dieser Vorschrift ließe sich die vom VIII. Senat vorgenom-
mene zusätzliche Erhöhung des KG-Gewinns um die Differenz 
zwischen den Wiederherstellungskosten und dem erzielbaren 
Marktpreis rechtfertigen. Das gilt in dem vom BFH entschiedenen 
Fall, der die Jahre 1967 bis 1972 betraf, allerdings nur für die Ver-
käufe des letzten Streitjahres. § 1 AStG war nämlich erstmals im 
Veraniagungszeitraum 1972 anzuwenden 1 6). Bis zu diesem Zeit-
punkt gab es nur den sog. Oasenerlaß der Finanzverwaltung 1 7), 
dessen Rechtmäßigkeit im Schrifttum 1 8) bezweifelt wurde. Eine 
Auseindersetzung mit dieser Frage wollte der VIII. Senat offenbar 
vermeiden, indem er das gewünschte Ergebnis durch Modifizie-
rung der Teilwertdefinition herbeiführte. 
III. Ergebnis 
Die Entscheidung des VIII. Senats ist erkennbar von der Zielset-
zung getragen, Gewinnverlagerungen in das Ausland auch für vor 
dem Inkrafttreten des § 1 Außensteuergesetz liegende Veranla-
gungszeiträume zu verhindern; denn die das Urteil tragenden Aus-
führungen zum Teilwert selbst hergestellter Wirtschaftsgüter des 
Umlaufvermögens stehen nicht mit dem Gesetz in Einklang. Es 
bleibt zu hoffen, daß die Finanzverwaltung diese Ausführungen 
zum Teilwertbegriff nicht verallgemeinert. Andernfalls müßte jeder 
Einzelhändler damit rechnen, daß seine Privatentnahmen künftig 
nicht mehr mit Einkaufs-, sondern mit Verkaufspreisen bewertet 
werden. Entsprechendes müßte für den Ansatz des Umlaufvermö-
gens im Vermögensstatus gelten. 
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